
N ach s ch lag ewe rk; ja 
BUHZ : nein

BG-B §§ 325, 326 H
Zur frage? unter welchen Umständen eine bei der Ab­
wicklung eines Kaufvertrages vom Verkäufer bewiese­
ne Unzuverlässigkeit dazu führen kann, daß sich der 
ausländische Käufer ohne NachfristSetzung vom Ver­
trage lösen darf*

BGH, Urt. v, 19, Februar 1969 - VIII ZE 58/67 - OLG HannLG Bielefeld
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Der VIII• Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 19« Februar 1969 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Br« Haidinger 
sowie der Bundesrichter Br« Gelhaar, Artl, Br«Mezger 
und Br« Messner?
für Hecht erkannt:

Bie Bevision gegen das Urteil des 8« Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Hamm vom 23«Ja­
nuar 1967 wird auf Kosten der Klägerin zurück“ 
gewiesen«

Von Hechts wegen

?§53?S23!äÖäi
Mit Schreiben vom 12« Juni 1961 bestellte die Beklag- 

te bei der Klägerin 2 Brehbänke der Type SK mit Kröpfung«, 
Blanschieber und Kopiercinrichtung zum Stückpreis von 
31 503 BM« Mit Auftragsbestätigung vom 23« Juni 1961 be­
stätigte die Klägerin die Bestellung zu den der Beklag­
ten bekannten Lieferbodingungen des Vereins Boutseher 
Werkseugraaschinenfabriken, Ausgabe 501 (VBW)« Hinsicht­
lich der Lieferzeit, die 8 bis 9 Monate betragen sollte, 
war in § 5 der Bedingungen des VBW bestimmt:

‘»Bie Lieferzeit beginnt, sobald sämtliche 
Einzelheiten der Ausführung klargestellt 
und beide Teile über allo Bedingungen des 
Geschäfts einig sind und bezieht sich auf 
Fertigstellung im Werk ««« Unvorhergesehene
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Ereignisse, die außerhalb des \Yillens des 
Lieferers liegen, z»B» Betriebsstörungen, 
Streik, Aussperrung, Ausschußwerden - im 
eigenen Werk oder beim Unterlieforer 
verlängern die Lieferfrist angemessen,und 
zwar auch dann, wenn sic während eines Lie­
ferverzuges cintreten»"

Ara 27o September 1961 teilte die Klägerin der Be- 
. klagten mit, sie könne die beiden Drehbänke bis zum Jah­
resende liefern, falls bis zum 10o Oktober 1961 eine 
weitere Bestellung über 2 Schwerdrehbänke der Type "K" 
bei ihr eingehc » Hach einer Aktennotiz des Inhabers 
der Klägerin vom 14» Oktober 1961 bestellte die Beklag­
te an diesem Tage fernmündlich 1 "K"-Drehbank» Des wei­
teren enthält die Aktenstelle die Notiz "Lieferung bis 
Ende Dezember 1961 (SK-Bänke)"•Als die Lieferung der 
Klägerin ausblieb, schrieb die Beklagte ihr am 16» Fe­
bruar 1962:

"Es ist mit Erstaunen, daß wir konstatieren 
müssen, daß wir noch nicht bis heute eine 
feste'Bestätigung auf eine genaue Lieferzeit 
von Ihnen erhalten haben» Sie haben doch uns 
versprochen, daß Sie diese schriftlich be­
stätigen wollten» Wie Sie noch verstehen müs­
sen, setzen Sie uns in großen Schwierigkeiten 
durch wiederholten Malen die Lieferung aufzu- 
schioben und jetzt müssen wir auf das entschie­
denes verlangen, daß Sie die verabredone Lie­
ferzeit auf beide bestellten Plan-Drohbänke 
bis Ende dieses Monats oinhalten»"

Ara 24o Juli 1962 übersandte die Klägerin der Be­
klagten eine Eeehnung über eine der beiden Drehbän­
ke, deren Ankunft sie ankUndigtOo In den: Be chnungs- 
betrag waren die Preise für die Kröpfung und die Ko-
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pieroinrichtung sowie ein PreiserhöhungsZuschlag ein­
begriffen* Als die Drehbank Anfang August 1961 gelie­
fert wurde«, fehlten die Kopieroinrichtung und die Kröp­
fung o Die Beklagte setzte bei ihrer Zahlung den Betrag 
für die Kopieroinrichtung ab, bezahlte jedoch versehent­
lich die in Rechnung gestellte Kröpfung* Die Klägerin 
versprach«, den überzahlten Betrag bei der Abrechnung der 
zweiten Drehbank gutzubringen«

Hach Ankunft dieser ersten Drehbank hatte der da­
malige Angestellte der Klägerin D ^ ^  die Beklagte auf- 
gesucht«, um weitere Bestellungen entgegenzunehmen* Hach 
seiner Rückkehr bestätigte die Klägerin in ihrem Schrei­
ben vom 9o August 1962 die Bestellung einer Schwerdreh­
bank der lype "K" zum Preise von 61 300 DM» Die Beklag­
te wies die Bestätigung zurück«, weil sie sich nicht mit 
dem Angebot des Dähn decke*

In Beziehung auf die am 12* Juni 1961 bestellten 
beiden Drehbänke Wird in dem Schreiben vom 23* August 
1962 ausgeführt:

^frotz unserer wiederholten Zuschriften an Sie 
sind die zwei erst bestellten Drehbänke Typ SK 
noch nicht geliefert, und erst vor kurzem beka­
men wir 1 Stüok Typ SK, der auch nicht mit unse­
rem Auftrag in Übereinstimmung war, aber trotz­
dem hatten Sie doch einen extra Preis hierfür be­
rechnet*
In der nächsten Zeit wollen wir dazu Stellung 
«nehmen, ob wir den Auftrag über den letzten der 
zwei Drehbänke annulieren sollen* Wir haben gan­
zes Hecht es zu tun, da die Lieferzeit so viel 
überschritten ist, daß wir sogar dazu berechtigt 
sein werden einen Ersatz für Brzeugungsverlust we­
gen der Lieferzeit, die mehr als 8 Monate über­
schritten ist, zu verlangen»11
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Die Klägerin teilte der Beklagten in ihrem Ant­
wortschreiben vom 10o September 1962 mit, daß sie die 
noch ausstehende zweite Drehbank schnellstens liefern 
werde» Der angekündigten Annullierung des Kaufvertra­
ges widersprach sie» In Bezug auf die von ihrem Ange­
stellten Dähn geführten Verhandlungen bestätigte sie 
nunmehr die Bestellung einer "Lieber-Hochleistungo- 
Schwordrehbank" der Type “SS/K" (anstelle der am 9»Au­
gust 1962 bestätigten Type ’'K*1)» Dieses Schreiben ließ 
die Beklagte zunächst unbeantwortet»

Auch in der Folgezeit blieb die Lieferung der 
zweiten Drehbank aus» Dagegen mahnte die Klägerin mit 
Schreiben vom 9» Januar 1963 eine Anzahlung von 
15 486 DM. für die »SS/K«-Bank an» \

Nunmehr wies die Beklagte am 12» Januar 1963 die 
Bestätigung über die wSS/K“-Bank vom 10» September 1962 
mit der Begründung zurück, daß sieh auch diese Bestäti­
gung nicht mit dem seiner zeitigen Angebot des Angestell­
ten D ^ d  decke« In demselben Schreiben vom 12» Januar 
1963 beanstandete sie erneut die Nichtlieferung der Ko­
piereinrichtung zur ersten Drehbank, die fehlende Kröp­
fung und die ausgebliebene Lieferung der zweiten Bank 
mit Kopiereinribhtung»

Am Schluß dieses Schreibens heißt es;

“Wie es geht aus obigem hervor, hat der ganze Ge­
schäftsverbindung mit Ihrer Firma von unserer Sei­
te betrachtet sehr unbefriedigend gewesen, und wir 
betrachten alle weitere Verbindung als unmöglich, 
und wünschen unter keinen Umständen mehr Maschi­
nen von Ihnen zu empfangen»

It
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Die Klägerin verlangte Schadensersatz wegen der 
Weigerung der Beklagten, die Kopiereinriohtung zur 
ersten Drehbank und dio zweite Drehbank nobot der zu 
dieser gehörenden Kopioreinrichtung abzunchracn„ Ih­
ren entgangenen Gewinn berechnet sie mit 7 290,61 DM• 
Diesen Betrag hat sie nebst Zinsen eingcklagt * Bei­
de Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen» Mit der 
vom Berufungsgericht zugelassenen Kevision verfolgt 
die Klägerin ihren Klageantrag weiter*

Int§£h®i

Io Die auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung ge­
richtete Klage konnte keinen Erfolg haben, weil sich die 
Beklagte mit Hecht vom Vertrage gelöst hat»

XI * Das Berufungsgericht nimmt an, daß die Beklag­
te mit ihrem Schreiben vom 12« Januar 1963 von dem im 
Juni 1961 mit der Klägerin abgeschlossenen Kaufvertrag 
zurückgetroton ist, soweit dieser noch nicht abge- 
wickelt war, Nach seiner Ansicht hat sich die Klägerin 
sowohl mit der Lieferung der zur ersten Drehbank gehö­
renden Kopioreinrichtung als auch mit der Lieferung der 
zweiten Drehbank nebst Zubehör in Verzug befunden Das 
Berufungsgericht vermißt aber die gemäß § 326 BGB der 
Kücktrittsorklärung vorauszuschickendo Fristsetzung so­
wie die Androhung, die Leistung nach ergebnislosem Ab­
lauf der Frist abzulehneno Im Schreiben vom 16• Februar 
1962 habe die Klägerin zwar eine Frist zur Leistung ge­
setzt, eine Ablehnungsandrohung aber unterlassen» Im



~ 7 -

Schreiben vom 23° August 1962 sei nun zwar eine An­
drohung enthalten, es fehle aber eine Fristsetzung,,
Das Berufungsgericht hält den Rücktritt dennoch für 
begründet, weil die Klägerin durch ihr Gesamtvorhal­
ten eine solche Unzuverlässigkeit an den lag gelegt 
habe, daß der Beklagten Im Januar 1963 nicht mehr ha­
be zugemutet werden können, länger am Vertrage fest- 
zuhalton«, Diese Unzuverlässigkeit entnimmt es folgen­
den Umständeno

Da die Parteien die Lieferfrist bis Ende 1961 
abgekürzt hätten, habe sich die Klägerin, so führt es 
aus, im Januar 1963 mit den noch ausstehenden Leistun­
gen bereits ein ganzes Jahr im Verzüge befunden» Hach 
verschiedenen Mahnungen habe die Klägerin die Lieferung 
der zweiten Drehbank "schnellstens" versprochen, ohne 
dieses Versprechen jedoch einzuhalten»

Weitere Vertragswidrigkeiten sicht das Berufungs­
gericht darin, daß die Klägerin die zur ersten Bank ge­
hörende Kopiereinrichtung und Kröpfung in Rechnung ge­
stellt habe, ohne diese Leistungen jemals zu erbringen 
und daß sie nach Lieferung der ersten Drehbank der Be­
klagten sogar die während des Verzuges cingetretencn 
Preiserhöhungen ängelastot habe» Schließlich vertritt 
das Berufungsgericht den Standpunkt, daß die Klägerin 
bei dem Versuch, mit der Beklagten ein weiteres Geschäft 
über die Lieferung von Drehbänken zustande zu bringen, 
eine Bestellung bestätigt habe, die die Beklagte über­
haupt nicht oder doch nicht in dieser Form abgegeben 
habe»
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III. Die Erwägungen des Berufungsgerichts halten 
im Ergebnis einer rechtlichen Nachprüfung stand.

Es kann dahinstehen, ob die Klägerin, wie die 
Revision meint, die vom Berufungsgericht angenommene 
Abkürzung der Lieferfrist bis Ende 1961 nur unter der 
Bedingung eingegangen war, die Beklagte werde 2 schwe­
re Drehbänke zusätzlich bestellen und ob dann diese 
Bedingung ausgebliebeii ist. Folgt inan der Revision, 
so war die Lieferfrist auf alle Fälle Ende März 1962 
abgelaufen, weil bis dahin im Werk der Klägerin keine 
Umstände eingetreten waren, die gemäß § 5 Abs. 1 der 
Lieferbedingungen zu einer automatischen Verlängerung 
der Lieferzeit hätten führen können. Das hat das Be-

-  I

rufungsgericht entgegen der Büge der Revision recht­
lich einwandfrei festgestellt. Es konnte ohne Rechts­
verstoß, für die Beklagte günstige Schlüsse daraus 
ziehen, daß die Klägerin die Voraussetzungen des § 5 aaO 
nicht substantiiert dargelegt und sich überdies, wenn 
auch möglicherweise nur ünter der Bedingung weiterer 
Bestellungen, sogar zu einer Abkürzung der Lieferfrist 
beroitgefunden hatte. Wäre die Lieferfrist erst Ende 
März 1962 abgelaufen gewesen, so ergäbe sich hieraus 
allerdings, daß die Beklagte mit ihrem Schreiben vom 
16. Februar 1962 vor Fälligkeit der Leistung gemahnt 
hätte. Aber auch hierauf kann es im Ergebnis schon des­
halb nicht ankommen, weil das Berufungsgericht seine Ent* 
Scheidung nicht darauf abstellt, daß im Zeitpunkt des 
Rücktritts der Beklagten (Januar 1963) die Voraussetzun­
gen des § 326 ÖGrB Vorgelegen haben, es vielmehr die Be­
rechtigung zum Rücktritt aus einer positiven Vertrags-
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Verletzung der Klägerin herleitet, die der Beklagten 
das weitere Pesthalten am Vertrage unzumutbar erschei­
nen ließ» Deshalb braucht auch nicht entschieden zu 
werden, ob etwa in dem Schreiben vom 23» August 1962 
eine Hachfristsetzung mit Ablehnungsandrohung ent­
halten isto Eine Mahnung im Sinne des § 284 BGB ist 

, entgegen der von der Revision vertretenen Ansicht al­
lerdings aus diesem Schreiben unzweideutig zu entneh­
men * Denn, wenn sich auoh die Beklagte ihre Stellung­
nahme, ob sie den Vertrag annullieren v/erde, noch Vor­
behalten hat, so schließt das entgegen der Ansicht der 
Revision nicht aus, dem Schreiben im übrigen zu entneh­
men, daß die Beklagte auf-eine sofortige Erfüllung des 
Vertrages drängte» Dieses Ergebnis ist als das mindere 
auch in der vom Berufungsgericht gefundenen Auslegung 
des Schreibens enthalten, das nach Ansicht des Beru­
fungsgerichts, wie angeführt, sogar eine Ablehnungsan­
drohung im Sinne des § 326 Abs» 1 BGB enthalten soll»

Bei der Prüfung der Präge, ob sich das Verhalten 
der Klägerin als eine so schwerwiegende Vertragsver­
letzung darstellte* daß sich die Beklagte, auch ohne 
den Weg des § 326 BGB zu beschreiten, vom Vertrage lö­
sen durfte, kann somit.davon ausgegangen werden, daß im 
Januar 1963 die Lieferfrist bereits länger als 9 Mo­
nate überachritten war und daß sieh die Klägerin seit 
Zugang das<Schreibens vom 23» August 1962 mit der Lie­
ferung der zweiten Drehbank sov/ie der zur ersten Dreh­
bank gehörenden Kopiereinrichtung-und der Kröpfung im 
Verzüge befand» Weiter ist aus den rechtlieh einwand­
freien Peststellungen des Berufungsgerichts hinsicht-
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lieh der Art und Weise? wie die Klägerin das Ver­
tragsverhältnis abwickelte und die weiteren mit der 
Lieferung der streitigen Drehbänke im Zusammenhang 
stehenden Bestellungen der Beklagten behandelte? fol­
gendes zu entnehmen:

Die Klägerin stellte der Beklagten eine zur 
ersten Drehbank gehörende Kopioroinrichtung in Rech­
nung? ohne sie bei der Anfang August 1962 erfolgten 
»Anlieferung der ersten Drehbank mitzuliefern? ohne 
diese Lieferung trotz ständiger Mahnungen der Be­
klagten nachzuholen und ohne der Beklagten für ihr 
Verhalten eine befriedigende Erklärung zu geben«
Auch ihr Frozeßvortrag ergibt nichts dafür? daß die­
se Lieferung der Klägerin irgendwelche Schwierigkeiten 
bereiten konnte« Die Klägerin hat weiterhin die Vor­
nahme der zur ersten Drehbank gehörenden Kröpfung un­
terlassen und diese Ausführung nicht nachgeholt ? ob­
wohl die Beklagte auch diese Leistung verschiedent­
lich' angemahnt und den hierauf entfallenden Rechnungs­
betrag bereits im August 1962 bezahlt hatte« Schließ­
lich hat die Klägerin der Beklagten im Schreiben vom 
10o September 1962 schnellste Lieferung der zweiten 
Drehbank versprochen, ohne in der Folgezeit dieses 
Versprochen einzuhalten« Sie hat dann aber zweimal 
angebliche Bestellungen der Beklagten auf eine ’wei­
tere Drehbank bestätigt? die den Rahmen der hierüber 
geführten Verhandlungen erbeblioh überschritten« Ob­
wohl die Klägerin die zweite Drehbank aus der Bestel­
lung vom 12« Juni 1961 im Januar 1963 noch nicht gelie­
fert hatte? hat sie dann am 9« Januar 1963 einen Rech­
nungsbetrag von 15 486 DM für eine schwere Drehbank an­
gemahnt? die die Beklagte gar nicht bestellt hatte«
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Auch wenn davon ausgegangen wird, daß die Lie­
ferzeit für die Leiden Drehbänke aus der Bestellung 
vom Juni 1961 nicht schon, wie das Berufungsgericht 
annimmt, Ende 1961 abgelaufen war und. daß die Klä­
gerin mit den im August 1962 noch aus stehenden Lei­
stungen erst mit dem Zugang des Schreibens vom 23 »Au­
gust 1962 in Verzug geriet, so daß der Klägerin ent­
gegen der Ansicht des Berufungsgerich$o nicht der Vor­
wurf gemacht werden kann, sie habe der Beklagten für 
die erste Drehbank zu Unrecht die inzwischen einge- 
tretonen Freiserhöhungon angolastet, so zeigt doch die 
Creschäftsgebarung der Klägerin immer noch ein sp er­
hebliches Maß von Unzuverlässigkeit, daß der Beklag­
ten nach Treu und Glauben im Januar 1963 ein weiteres 
Festhalten am Vertrage nicht mehr zugemutet werden 
konnte» . .

Es ist anerkannten Rechtes, daß sich eine Partei 
nicht am Verträge fenthalten zu lassen braucht, v/enn 
der Vertragspartner bei der Abwicklung des Vortrages 
durch schuldhaftes Verhalten eine solche Unsicherheit 
in das Vertragsverhältnis hineinbringt, daß dem Ver­
tragstreuen Teile die Aufrechterhaltung des Vertrages 
nicht mehr zugemutet werden kann (vgl» u»a» Senatsur­
teil vom 25» März 1958 - VIII ZE 62/57 = LM § 276 (H)
Kr» 3)» Dabei ist weder Voraussetzung, daß die Vertrags­
untreue in einer hartnäckigen und endgültigen Erfüllungs- 
Verweigerung liegt, noch wird der Bücktritt dadurch aus­
geschlossen, daß die Vertragsuntreue im wesentlichen in 
einer schuldhaften Verzögerung (Verzug) der Leistung be­
steht » Denn einerseits ißt die Erfüllungsverweigerung
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keineswegs die einzige positive Vertragsverletzung, 
die den Vertragstreuen Teil zum Rücktritt berechtigt <> 
Die Anwendung der Grundsätze von Treu und Glauben 
führen vielmehr dazu, daß auch jede andere schwerwie- 
gende Unzuverlässigkoit des vertragsuntreuen Teiles 
dieselben folgen nach sich ziehen kann wie die Erfül- 
lungs Verweigerung , vorausgesetzt nur, daß diese Un­
zuverlässigkeit sich als so schwerwiegend darstellt, 
daß dem anderen Teile die Fortsetzung des Vertrages 
nach Treu und Glauben nicht mehr zugerautet werden 
kann«, Rieht zu vertreten wäre es dann aber auch, ein 
solches Verhalten des vertragsuntreuen Teiles aus der 
Gesamtwürdigung auszuschließen, das sich als bloße 
schuldhafte Verzögerung der Leistung darstollt« Denn 
auch ein solches Verhalten kann zusammen mit der son­
stigen Handlungsweise des vertragsuntreuen Partners 
die oben gekennzeichnete, zur Unzumutbarkeit einer 
Vertragsfortsetzung führende Unzuverlässigkeit erken­
nen lassen (vglo das nicht veröffentliche Senatsur­
teil vom 14. Juni 1965 - VIII ZR 141/63 -). In die Ge­
samtwürdigung können auch Ereignisse einbezogen wer­
den, die die streitige Lieferung nicht unmittelbar 
betreffeno Las hat das Berufungsgericht insofern ge­
tan, als es der Klägerin das bei der Bestätigung der 
weiteren angeblichen Bestellungen gezeigte unkorrekte 
Verhalten angelastot hat» Die in dieser Richtung unter 
Bezugnahme auf RGZ 161, 100, 104 vorgetragene Rüge der 
Revision ist nicht begründet« Die Revision übersieht, 
daß das Berufungsgericht den Schwerpunkt der der Klä­
gerin vorzuwerfenden Vertragsuntreue in der Verletzung 
dos hier streitigen Liefervertrages vom Juni 1961 sieht
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und daß es aus dem sonstigen Verhalten nur Schlüs­
se auf den Grad der bei der Klägerin festzuotcllen- 
den geschäftlichen Unzuverlässigkeit zieht» Gegen ei­
ne solche Einbeziehung in die Gesamtwürdigung beste­
hen keine rechtlichen Bedenken» Welche Rechtsfolgen 
sich ergäben, wenn sich die Unzuverlässigkeit der Be­
klagten nur außerhalb der Abwicklung des streitigen 
Liefervertrages gozoigt hätte, der Klägerin also im 
Rahmen des streitigen Liefervertrages eine Vertrags­
untreue überhaupt nicht vorzuwerfen wäre, bedarf da­
her keiner Entscheidung (vgl» hierzu Senatsurteil vom 
18» November 1958 - till ZR 148/57 - IM BGB § 326 (H) 
Nr» 4 und das nicht veröffentlichte SenatCurteil vom 
51» Mai* 1960 - VIII ZR 132/59 - S» 12)» Unerheblich 
ist es auch, daß die V er hand lung en über die Lieferung 
weiterer Drehbänke überhaupt nicht zu einem wirksamen 
VertragsSchluß geführt haben» Auch dann gehört das bei 
diesen Verhandlungen gezeigte Verhalten der Klägerin 
aus den angeführten Erwägungen in die hier vorzuneh­
mende Gesamtwürdigung hinein»

Eine der Lage allein gerecht werdende Gesamtschau 
zeigt eine so hohe.Unzuverlässigkeit der Klägerin, daß 
der Beklagten in der lat nicht mehr zugemutet werden 
konnte, am Vertrage festzuhalten»

Für die Beklagte ünerträglich war bereits die Lei­
stungsverzögerung um das Doppelte der Lieferzeit, die 
sie außerstande setzen mußte, vernünftige geschäftli­
che Dispositionen zu treffen. Das im Anschluß an die 
Lieferung der ersten Drehbank abgegebene Versprechen,
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nunmehr auoh die zweite schnellstens zu liefern, war 
an sich geeignet, eine Beruhigung der Lage zu schaffen» 
Es mußte aber bei jedem einsichtigen Geschäftspartner 
ins Gegenteil Umschlagen, nachdem dieses Versprochen 
wiederum gebrochen wurde und die Lieferung auch nach 
Ablauf von mehreren Monaten nicht eintraf* Rechnet 
man hinzu, daß sich die Klägerin tim die fehlenden Zu­
behörteile der ersten Drehbank überhaupt nicht mehr 
kümmerte und bei den Verhandlungen über weitere Liefe­
rungen wiederum über die Interessen ihres Geschäfts­
partners in einer im Geschäftsverkehr ungewöhnlichen 
rücksichtslosen Weise hinwegging, so mußte die Beklag­
te im Januar 1963 den Eindruck gewinnen, sie könne mit 
diesem Geschäftspartner weder den Vertrag vom Juni 1961 
in einer für sie noch zumutbaren Weise zu Ende abwickeln, 
noch könne sie sich mit weiteren Bestellungen an einen 
so unzuverlässigen Partner binden* Diese zutage getre­
tene Unzuverlässigkeit würde schon einen inländischen 
Geschäftspartner berechtigt haben, sich ohne Einhaltung 
des in § 326 Abs* 1 BGB vorgeschriebenen Weges vom Ver­
trage zu lösen* Hinzu kommt, daß es sich hier um ein 
Exportgeschäft handelte * Die Klägerin mußte sich dessen 
bewußt sein, daß sie mit einem solchen Verhalten dem 
ausländischen Partner überobligationsmäßige Schwierig­
keiten bereitete*

Der Ansicht der Revision, das Berufungsgericht ha­
be bei der Feststellung des Verschuldens der Klägerin 
die leweislast verkannt, ist nicht zu folgen» Soweit 
Verzug in Präge steht, oblag der Beklagten der Entla­
stungsbeweis, den sie nicht geführt hat» Im übrigen
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konnte das Berufungsgericht aus den Umständen des Fal­
les auf ein Verschulden der Klägerin schließen» Was de 
ren Verhalten bei der Anbahnung eines neuen Geschäftes 
angeht, so stellt das Berufungsgericht ein Verschulden 
ihres Angestellten fest, das sich die Klägerin
gemäß § 278 BGB anrechnen lassen muß»

IV» Bas Berufungsgericht hat somit die Klage zu 
Recht abgev/iesen» Bie Revision der Klägerin war daher 
mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuwei sen»

' Br» Haidinger Br» Gelhaar Artl

Br» Mezger Br» Messner
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